
tags (62 Prozent Zustimmung), die Zusam-
menlegung von Ministerien (60) oder von
kleinen Gemeinden oder Landkreisen (45).
Während den Baden-Württembergern also
durch die Reform des Wahlrechts bei der
Landtagswahl 2026einedeutlicheErhöhung
der Abgeordnetenzahl droht, zeigt sich hier
der klare Trend für eine gegensätzlich wir-
kendeReform.EingenerellerAbbauvonPer-
sonal in der öffentlichen Verwaltung wird
dagegen zurückhaltend bewertet: Lediglich
jederDritte könnte sich damit anfreunden.
Viel Brisanzbirgt die Idee,bei denStaats-

dienern zu kürzen, denn deren Besserstel-
lung inmancherlei Hinsicht ist in der Bevöl-
kerung ein heißes Eisen. Konkret gefragt
wurde: „Beamte haben gegenüber Ange-
stellten bestimmte Privilegien, zumBeispiel
bezahlen sie keine Renten- oder Arbeitslo-
senbeiträge und erhalten eine staatliche
Pension, die in der Regel höher ausfällt als
die gesetzlicheRente.Wie stehenSie dazu?“

Bemenpivileien sinddeMehhei
deBefen einDon imAe
Die Privilegien für Beamte abzuschaffen,
weil es „nicht gerechtfertigt und nicht mehr
zeitgemäß“ sei, dass Beamte gegenüber An-
gestellten bessergestellt sind, findet bei
einer deutlichen Mehrheit von 66 Prozent
Rückhalt –während 23 Prozent es befürwor-
ten, Beamte besser zu stellen, weil der Staat
„darauf angewiesen ist, gut ausgebildete
Leute zu bekommen und als Arbeitgeber at-
traktiv zu sein“. Die Bewertung ist sehr al-
tersabhängig: Je älter die Befragten, desto
stärker istderWunsch,beidenStaatsdienern
Abstriche vorzunehmen. Bei den unter 30-
Jährigen halten sich die Befürworter und
Gegner der Privilegien dieWaage.
Die Bereitschaft, sich selbst einzuschrän-

ken, ist bei den Befragten bedingt vorhan-
den: So halten sich 60 Prozent insbesondere
bei Restaurantbesuchen zurück, was mit
einem Rückgang der Umsätze in der Gastro-
nomie korrespondiert. Seit 2022 haben die
die Selbstbeschränkungen in dem Bereich
zugenommen. Jeder Zweite spart bei den
Ausgaben fürUrlaubundReisen,wenngleich
die Tourismusbranche für das vorige Jahr
neue Höchststände vermeldet und mit Zu-
versicht auf das Jahr 2025 schaut.
Fast jederZweite (jeweils 47Prozent) hält

sich beim Kauf von Kleidung sowie beim Be-
such von Veranstaltungen und Freizeitakti-
vitäten zurück. Jeweils 42 Prozent berichten
von Einschränkungen des Heizungs- und
Stromverbrauchs; 36 Prozent versuchen,
Spritkosten zu senken–deutlichweniger als
noch vor drei Jahren.Ebenso 36Prozent spa-
ren bei Lebensmitteln, 37 Prozent bei Ge-
nussmittelnwieAlkohol,Zigaretten und Sü-
ßigkeiten–nur 27Prozent bei ihrenHobbys.
Insgesamt, so resümieren die Meinungs-

forscher vom Bodensee, zeigt sich das Kon-
sumklima verhalten; es sei offen, ob sich in
der Gemengelage von Krisen, Risiken und
Transformationsprozessen in absehbarer
Zeit eine echteVerbesserung ergebenwird.

Meh ls 40 Pozen sehen ihe eiene
wischfliche Le ziemlich posiiv
Bemerkenswert ist –womit derBaWü-Check
andere Erhebungen bestätigt –, dass die
Menschen ihre eigene wirtschaftliche Lage
noch als relativ günstig erachten: Immerhin
44 Prozent bewerten diese als (sehr) gut. 39
Prozent halten ihre wirtschaftliche Lage
noch für erträglich. Und nur jeder Fünfte
sieht sich in einer schlechten Situation.
Das persönliche Empfinden ist offenkun-

dig besser als die auch von Politik und Me-
dien geschürte Negativstimmung. Wenn
sich also insgesamt der Wind dreht, dann
könnte auch die persönliche Zuversicht
raschwieder zumTragen kommen.

Die Finanzlage bedrückt die Menschen im Land zunehmend

Graik: Biwer Quelle: Allensbacher Archiv, ID-Umrage 6184/IV
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Sehen Sie den kommenden 12 Monatenmit Hoffnungen oder Beürchtungen entgegen?

Wie beurteilen Sie Ihre eigene
wirtschafliche Lage?

In welchen Bereichen sollte Baden-Württemberg investieren und in welchen sparen?

investieren

Alle Angaben in Prozent

sparen

Gesundheitseinrichtungen wie Krankenhäuser, Sozialstationen

Öffentliche Einrichtungen wie Schwimmbäder, Büchereien

Ausstattung von Schulen

Kultureinrichtungen wie Theater, Museen

Wirtschasörderung

Lokale Klimaprojekte, z.B. Ausbau von Radwegen

Unterstützung von Sportvereinen

Öffentlicher Nahverkehr

Wohnungsbau

Ausbau von Straßen oder Bahnstrecken

Ausstattung der Polizei

Kindergärten, Kindertagesstätten

Wie stehen Sie zu den Privilegien ür Beamte
gegenüber Angestellten?

sollten abgeschafwerden

sind angemessen

unentschieden

insgesamt

19-29 Jahre

30-44 Jahre

45-59 Jahre

ab 60 Jahre
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Welche der olgenden Strukturreormen zum Einsparen von Geld halten Sie ür sinnvoll?

Den Landtag verkleinern 62

60

45
33

Landkreise oder kleine Gemeinden zusammenlegen
Personal in der öffentlichen Verwaltung abbauen

Ministerien zusammenlegen

8

10

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre

Gibt es Bereiche, in denen Sie sich persönlich derzeit einschränken?

Bei Restaurantbesuchen 60

50

47

47

42

42

37

36

36

27

Bei Urlaub, Reisen

Beim Kau von Kleidung

Beim Besuch von Veranstaltungen, Freizeitaktivitäten

Beim Heizen

Beim Stromverbrauch

Bei Genussmitteln wie Alkohol, Süßigkeiten oder Zigaretten

Beim Autoahren, beim Spritverbrauch

Beim Kau von Lebensmitteln

Bei Hobbys

V M Sy

Stuttgart.Die dichte Folge vonKrisen,die
innen-undaußenpolitischenVerwerfungen,
die Tristesse der Wirtschaft – all das hinter-
lässt tiefe Spuren imBewusstseinder baden-
württembergischen Bevölkerung. Allgemei-
ne Befürchtungen nehmen drastisch zu, die
Hoffnungen auf eine Rückkehr zu guten Zei-
ten schmelzendahin.
Somit wächst die Skepsis bezüglich der

Leistungsfähigkeit der Republik. Denn im-
mermehrMenschenglauben,dass diese ins-
gesamt ihre besten Jahre hinter sich hat. 43
Prozent der für den neuen BaWü-Check Be-
fragten meinen, dass Deutschland seinen
Zenit überschritten habe – eine Minderheit
von 38Prozentwiderspricht,wie das Institut
fürDemoskopieAllensbach feststellt.

EineMehheihäldenVezich f
Neveschldn fünich zeiemäß
Auch die finanzielle Lage des Landes Baden-
Württembergswirdweitausnegativer einge-
schätzt als noch vor wenigen Jahren. Nur
noch jeder Dritte glaubt, dass das Land fi-
nanziell in einer komfortablen Situation ist,
während 54 Prozent das Verhältnis von Ein-
nahmenundSchulden kritisch sehen.
Wie raus aus dieser Falle der Geldnot? Es

wird heiß diskutiert: einerseits über neue gi-
gantische Investitionsfonds und die Reform
der Schuldenbremsen, andererseits über

Sparpotenziale. Die Ampel-
regierung ist an dieser Frage
zerbrochen. Diese Debatte
könnte bald verstärkt auf die
baden-württembergische
Ebene hinüberschwappen.
Im BaWü-Check setzt sich
nur gut jeder Dritte dafür ein,

dassdasLandamZiel festhalten sollte,keine
neuen Schulden aufzunehmen. 50 Prozent
meinen trotz der Belastung künftiger Gene-
rationen, dass die Schuldenbremse den He-
rausforderungen nicht gerecht wird und die
Neuverschuldung in bestimmten Bereichen
erhöhtwerden könne.
Investieren ist demnach das Gebot der

Stunde. Die große Mehrheit benennt zahl-
reiche Bereichemit großemBedarf, aber nur
wenige,woEinsparungen fürmöglich gehal-
ten werden – die Neigung, das knapper wer-
dende Geld zusammenzuhalten, ist gering
ausgeprägt. Demnach sollten Land und
Kommunen vor allem in Gesundheitsein-
richtungen(dasbefürworten93Prozent),die
Ausstattung von Schulen (91), Kindertages-
stätten (86), die Ausstattung der Polizei so-
wiedenAusbauderVerkehrsinfrastruktur (je
81) unddenWohnungsbau (76) investieren.
In lediglichdrei (kleineren)Bereichenbe-

fürwortet die Mehrheit der Befragten Ein-
sparungen: in lokalen Klimaprojekten wie
dem Ausbau von Radwegen, der Unterstüt-
zung von Sportvereinen und der Förderung
von Theater und Museen. Die Bereitschaft,
bei Kultureinrichtungen Abstriche zu ma-
chen,entspricht einemgrößerenTrend.
In den Kommunen ist die Schuldenlast

insbesondere durch neue und vom Bund be-
schlossene Aufgaben angewachsen. Zu-
gleich haben die Bürger wenig Vertrauen in
die Sparpolitik der Städte und Gemeinden.
Lediglich 28 Prozent trauen denKommunal-
politikern zu, über geeignete Sparmaßnah-
men zu entscheiden; 42 Prozent haben auf
diesem Feld nur ein begrenztes Vertrauen,
17Prozent kaumoder gar keinVertrauen.

SpmßnhmenvoOhäl
dieMehheinich fühinnehmb
Diese Skepsis hat damit zu tun,dass es kaum
Sparmaßnahmen auf kommunaler Ebene
gibt,die inderBevölkerungbreiteUnterstüt-
zung finden.Noch am ehesten hält sie es für
akzeptabel, wenn in ihrer Region Großver-
anstaltungen wie Stadtfeste abgesagt wer-
den (35 Prozent), Ämter und Behörden ihre
Öffnungszeiten einschränken (33) und
Theater geschlossen werden (25). Jeder
Fünftehält es für vertretbar,Fördermittel für
Vereine und soziale Projekte zu streichen.Es
sind aber immer nur kleinere Bevölkerungs-
anteile,die derlei Kürzungen imwohnortna-
hen Bereich als sinnvoll erachten.Undmehr
als jeder Vierte hält keine der vorgeschlage-
nenKürzungsmöglichkeiten für akzeptabel.
Erheblich größer ist die Sparfreude der

Bürgerinnen und Bürger, wenn es nicht um
Angebote undDienstleistungen geht, die sie
direkt betreffen, sondern um strukturelle
Eingriffe –etwa die Verkleinerung des Land-

Lieber höher verschulden als sparen
Woher soll der Staat in
der Krise das Geld holen?
Die Baden-Württemberer
haben sezielle Prioritäten.

Restaurantbesuche stehen auf der Sarliste der Bürer anz oben. Foto:dpa/Jens Kalaene

Bsis Der BaWü-Check ist eine Umfrae von
Zeitunen im Südwesten, die das Institut für
Demoskoie Allensbach durchführt. Inse-
samt beteilien sich 45 Zeitunsverlae.

Zeim Vom 5. bis 14. Februar 2025 wur-
den in Baden-Württember 1022 Menschen
in einem reräsentativen Querschnitt der
baden-württemberischen Bevölkerun ab
18 Jahren befrat. Die Befraten sind Mit-
lieder eines Online-Panels, die Stichrobe
wurde durch eine nach Geschlecht, Alter,
Schulabschluss und Reierunsbezirk e-
schichtete Zufallsauswahl ezoen. Die
Stichrobe wurde ewichtet, dabei orien-
tierte man sich amMikrozensus 2023.

Feboen Die für die Befraun ause-
wählten Personen bekamen er E-Mail eine
Einladun zur Teilnahme und füllten einen
Online-Boenmit den Fraen aus. red

BaWü-Check

BaWü-CheckLeitartikel

Südwestenmuss das
Sparen noch lernen
DasGefühl des Eochenwandels ist
da. Doch amWillen, den öffentlichen
Haushalt umzusteuern,manelt es.

Ja, doch – irgendwie herrscht Krise. Dieses
Gefühl lässt sich sehr klar herauslesen aus
demaktuellen BaWü-Check,der repräsenta-
tiven Umfrage von 45 baden-württembergi-
schen Zeitungsverlagen. 43 Prozent der Be-
fragten haben den Eindruck, Deutschland
habe seinen Zenit überschritten, befinde
sich also bleibend auf Talfahrt. Nur noch 38
Prozent glaubendas nicht.

Wie stark das Krisengefühl zuletzt ge-
wachsen ist,spiegelt sichnichtzuletztdarin:
62Prozent sindmitBlickaufdieweitereEnt-
wicklung sehr besorgt bis skeptisch. Wobei
der Anteil derer, die sich „sehr besorgt“ zei-
gen, allein in den vergangenen sechs Mona-
ten von26 auf 37Prozenthochgeschnellt ist.
Einsobemerkenswerterwienachvollziehba-
rer Befund.

Das Krisengefühl geht so weit, dass die
Inflation von den Bürgern nach wie vor als
schlimmer empfunden wird, als sie es mit
ihren zuletzt gut zwei Prozent tatsächlich
war. Auch das Umfrageergebnis, wonach 81
Prozent der Baden-Württemberger sich hö-
here Ausgaben des Landes für die Polizei
wünschen, und dass dieser Wert seit 2022
stets gewachsen ist, lässt sich mit einem ge-
nerell abnehmenden Sicherheitsgefühl in
Verbindungbringen.

Ja, irgendwie herrscht Krise – aber nicht
bei mir. So lässt sich alles zusammenfassen,
was die Befragung dichter an die Befragten
herangerückt hat. 80 Prozent von ihnen stu-
fendie eigenewirtschaftliche Lage irgendwo
zwischen „es geht“und „sehr gut“ein.

Diese überaus erfreuliche Tatsache geht
damit einher, dass mehr als ein Drittel der
Baden-Württemberger die finanzielle Situa-
tion des Landes als gut bis sehr gut ein-
schätzt.WasbeieinerVerschuldungdesLan-
des von41,32MilliardenEuround einer Pro-
Kopf-Verschuldung von mehr als 2100 Euro
einer eigenwilligen Beurteilung der öffentli-
chenKassen gleicht.

Schließlich hängt deren Entwicklungmit
dem erheblichen Personalabbau in Kernin-
dustrien des Landes zusammen. Die
Schlechtwetterlage ist geprägt durch Straf-
zölle des US-Präsidenten Donald Trump so-
wie das Schwinden der Solidarität mit Euro-
pa und nochmehr durch die aggressiven Al-
lüren seines russischen Kollegen Wladimir
Putin.Trotzdem rangiert dieWirtschaftsför-
derung bei den Investitionswünschen der
Baden-Württembergerweit unten.

Wie weit weg Deutschlands Multikrise
von vielen Menschen im Südwesten noch
empfunden wird, das belegt derWunsch, die
öffentlichenHaushaltesolltendochgernmit
dem Dienst für noch mehr neue Schulden
belastet werden. 50 Prozent der Befragten
fordern das,nur 36Prozent sind dagegen.

Unbestritten geht es den Baden-Würt-
tembergern dabei durchweg um lohnende
öffentliche Investitionsziele: Krankenhäu-
ser, Schulen, Kindergärten, Polizei, Bahn,
Straßen, Wohnungsbau. Nur, dem steht
praktisch kein Sparwillen an anderer Stelle
gegenüber.Amehestennochbei lokalenKli-
maschutzprojekten wie Radwegebau, bei
Sportvereinen,MuseenundTheatern.

Diese auffällig geringe Bereitschaft zum
Verzicht zeugt von einem mangelnden – in
der aktuellen Lage für eine solide Politik im
Land wie im Bund aber unverzichtbaren –
Bewusstsein dafür, dass die Krise ein massi-
ves Umsteuern gerade in den öffentlichen
Haushalten erfordert. Ebenso eine harte
Ausgabendisziplin. Allein eine strengere
Migrationspolitik wird das rasante Anwach-
sen staatlicherVerschuldungnicht beenden.

EineVerkleinerungdesLandtags,den im-
merhin 62 Prozent gut fänden, schafft noch
keine Grundlage für die bessere Ausstattung
vonKliniken undKindergärten.VomAufbau
einer Verteidigungsfähigkeit Deutschlands
oder vom Klimaschutz, beides superteuer
undunumgänglich,ganz zu schweigen.

V Cp Rg
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